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Von Edmund Leib, Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Bonn 
Breite Beratungsgrundlage 
Nach rund zweijähriger gründlicher und vielseitiger 
Beratung und Prüfung des Regierungsentwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Lebensmit-
telgesetzes (Novelle LMG) ist in nächster Zukunft mit 
der Verkündung dieses Gesetzes und damit seiner In-
kraftsetzung zu rechnen. Der Bunaestagsausschuß für 
'Gesundheitswesen hat Ende Juni d. J. seine Beratungen 
abgeschlossen. An den vorausgegangenen Arbeiten 
waren außer dem federführenden Bundesinnenministe-
rium, den Bundesministerien für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten, für Wirtschaft, Verteidigung, Ver-
'kehr, der Justiz und der Finanzen eine Anzahl berufe-
ner Fachausschüsse des Bundestages und Bundesrats 
und wissenschaftliche Sachverständige aus Medizin, 
Pharmakologie, Toxikologie, Lebensmittelchemie, Biolo-
gie und Phytopathologie beteiligt. Eine breite Grundlage 
der Erörterungen war also gewährleistet. Es ist Ziel 
des Gesetzes, den Verbraucher von Lebensmitteln aller 
Art vor Täuschung und Gesundheitsschädigung zu 
schützen, wozu die Entwicklung der letzten Jahrzehnte 
voi: allem in der Verarbeitungstechnik zweifellos An-
laß gab. 
Das generelle Fremdstoffverbot 
Der Gesetzgeber hat sich für das Verbots p r in -
z i p entschieden. Während nach bisher geltendem Recht 
(LMG) erlaubt war, was nicht ausdrücklich verboten 
wurde, unterliegen künftig alle sogenannten fremden 
Stoffe1) als Zusätze zu Lebensmitteln einem Verbot, so-
weit ihre besondere Zulassung für bestimmte Ver-
wendungszwecke nicht mit dem Schutz des Verbrau-
chers zu vereinbaren ist. Zu diesen fremden Stoffen zäh-
len nach der Gesetzesnovelle auch alle P f I a n z e n -
s c h u t z - und Vorratsschutz mit t e I im wei-
testen Sinne des Wortes, und zwar zu dem Zeitpunkt, 
zu dem die mit ihnen behandelten Pflanzen und Pflan-
zenerzeugnisse (Feld- und Gartenfrüchte) als Lebens-
mittel in den Verkehr gebracht werden. Das ist nach der 
Novelle (§ 4 b Nr. 3) schon der Fall, wenn diese zu 
Lebensmitteln werdenden Erzeugnisse vor oder nach 
der Ernte „angeboten, zum Verkauf vorrätig gehalten, 
feilgehalten, verkauft oder sonst in den Verkehr ge-
bracht" werden. Damit werden - zeitlich vor dem Han-
del - auch dem Erzeuger Pflichten auferlegt, von 
denen noch zu sprechen sein wird. 
Auch im Falle der Pflanzenschutz- und Vorratsschutz-
mittel haben skh Bundesregierung, Bundesrat und Bun-
destag die Entscheidung für eine praktikable Regelung 
nicht leicht gemacht, welche einerseits die Durchführung 
der Pflanzenschutz- und Vorratsschutzmaßnahmen als 
unentbehrliche Wirtschaftsfaktoren gewährlejsten, ande-
1) Definition: ,,Fremde Stoffe im Sinne dieses Gesetzes sind 
Stoffe, die ... keinen Gehalt an verdaulichen Kohliehydra-
ten, verdaulichen Fetten, verdaulichem Eiweiß und keinen 
natürlichen Gehalt an Vitaminen, Provitaminen, Geruchs-
und Geschmadrnstoffen haben oder bei denen ein solcher Ge-
halt nicht dafür maßgebend ist, daß sie als Lebensmittel ver-
wendet werden" (§ 4 a Abs. 2). 
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rerseits aber den Forderungen des Gesundheitsschutzes 
ausreichend Rechnung tragen soll. 
Das Pflanzenschutzmittelproblem 
Es soll hier an die in Heft 11/1956 der Zeitschrift „Ge-
sunde Pflanzen" gemachten Ausführungen über die zu-
sammenhänge . zwischen Lebensmittelgesetz und Pflan-
zenschutz angeschlossen und dargelegt werden, welche 
Folgerungen sich für die Pflanzenschutzpraxis aus dem 
neuen Gesetz ergeben. Wer die von großem Verantwor-
tungsbewußtsein getragenen, oft heftigen Auseinander-
setzungen um eine befriedigende Lösung der schwieri-
gen und miteinander verknüpften Probleme des Gesund-
heitsschutzes und der Erzeugungs- und Ernährungswirt-
schaft kennt, wird sich dem Eindruck nicht verschließen 
können, daß die nunmehr im Gesetzentwurf gefundene 
Lösung des Pflanzenschutzproblems im allgemeinen die 
z. z. günstigste ist. Er wird gleichzeitig einräumen, daß 
diese Lösung für die Pflanzenschutzpn~xis einen zeitge-
rechten erzieherischen ·Faktor in sich trägt, den der amt-
liche Pflanzenschutzdienst aus seiner Verantwortung für 
fachgemäße Aufklärung heraus begrüßen wird. Zur Er-
läuterung dessen muß in kurzen Zügen auf die für den 
Pflanzen- und Vorratsschutz bedeutsamen Bestimmun-
gen (§§ 4 b und 5 a) des neuen Gesetzes eingegangen 
werden. 
Bedingtes Fremdstofiverbot und seine Folgerungen 
Das im neuen § 4 b Nr. 3 (Artikel 1) ausgesprochene 
Fremdstoffverbot erstreckt sich auf „Pflanzen-
schutz- und Schädlingsbekämpfungsmittel, Vorrats-
schutzmittel und Mittel zur Verhütung des Keimens von 
Kartoffeln, zur Beeinflussung des Fruchtansatzes oder 
Fruchtabfalls und zur Beschleunigung der Fruchtreife", 
wenn diese Mittel oder ihre Umwandlungsprodukte in 
oder auf Lebensmitteln in Mengen vorhanden sind, 
welche die zulässigen H ö c h s t m e n g e n über-
schreiten. 
Diese Bestimmung gilt, wie oben ausgeführt, für den 
Zeitpunkt, zu dem-Lebensmittel „angeboten, zum Ver-
kauf vorrätig gehalten, feilgehalten, verkauft oder sonst 
in den Verkehr gebracht" werden. Sie unterstellt, daß 
auf die Anwendung der genannten Mittel bei der land-
wirtschaftlichen Erzeugung, bei der Beförderung und 
Vorratshaltung der pflanzlichen Erzeugnisse z. Z. nicht 
verzichtet werden kann, geht andererseits aber davon 
aus, daß es möglich ist, im praktischen Pflanzen- und 
Vorratsschutz bei Gewährleistung eines ausreichenden 
Erfolges so vorzugehen, daß die zulässigen Höchstmen-
gen der Mittel (Toleranzen) nicht überschritten werden. 
Dadurch erhalten die folgenden Gesichtspunkte für die 
Pflanzenschutzforschung, den Pflanzenschutzdienst und 
die Praxis des Pflanzenschutzes besondere Bedeutung: 
a) K r i t i s c h e . A u s w a h 1 d e r . M i t t e 1 w i r k -
s t o f f e u n d i h r e r Z u b e r e i t u n g e n bei 
der Prüfung und Anerkennung durch die Biologi-
sche Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft 
im Hinblick auf Toxizität und Wirkungsdauer 
bei den verschiedenen Anwendungsbereichen und 
-arten. 
b) Kritische Fest 1 e g u n g der Wirkstoff -
k o n z e n trat i o n der Handelspräparate (unter 
Bwücksichtigung von Emulgatoren, Trägerstoffen 
usw.) und ebensolche Festlegung der An wen -
d u n g s k o n z e n t r a t i o n nach den zu a) ge-
nannten Gesichtspunkten. 
c) Kritische Fest 1 e g u n g der für die verschiedenen 
Anwendungsbereiche und -arten einzuhaltenden 
A n w e n d u n g s - u n d K a r e n z z e i t e n nach 
den zu a) genannten Gesichtspunkten. 
d) Ausarbeitung von Anwendungsrichtlinien 
für die Pflanzenschutzpraxis, nach denen sie mit den 
verschiedenen Wirkstoffen bzw. ihren Zubereitun-
gen bei den verschiedenen Kulturarten und Behand-
lungsverfahren zu verschiedenen Vegetationster-
minen so vorzugehen hat. daß nach Maßgabe aus-
reichender Versuchsergebnisse mit Uberschreitung 
der hygienisch duldbaren und vorgeschriebenen 
Rückstandsmengen von Pflanzenschutzmitteln (Tole-
ranzwerte in ppm im Sinne des § 4 b Nr. 3) in oder 
auf den als Lebensmittel geltenden landwirtschaft-
lichen Erzeugnissen nicht zu rechnen ist. 
Die Ausarbeitung solcher Richtlinien setzt umfang-
reiche Erfahrungen über die Möglichkeit des Verblei-
bens von Rückständen unter verschiedenen Anbauver-
hältnissen bei den Kulturpflanzen voraus. Die bisherigen 
Beobachtungen, die in der Mehrzahl der Fälle keinen 
Anlaß zu Beanstandungen gegeben haben, werden 
durch weitergehende Untersuchungen zu ergänzen sein, 
um die Einhaltung der nunmehr vorzuschreibenden 
Toleranzen zu gewährleisten. Auch die Festlegung die-
ser Toleranzen hat ausgedehnte und zeitraubende phar-
makologisch-toxikologische Tierversuche zur Voraus-
setzung. 
Die Pflanzenschutzämter haben bei ihrer bisherigen 
Aufklärungsarbeit zweifellos bereits nicht unterlassen, 
die landwirtschaftliche Praxis zur verantwortungsbe-
wußten Anwendung toxischer Pflanzenschutz- und Schäd-
lingsbekämpfungsmittel anzuhalten. Die neuen Bestim-
mungen werden diese Arbeit erleichtern und dazu bei-
tragen, daß die Praxis eindringlicher als bisher auf ihre 
Verpflichtung .der Volksgesundheit gegenüber hinge-
wiesen werden kann. 
Der Weg über die Toleranzen 
Aus dem „Fremdstoffverbot" für Pflanzenschutzmit-
tel, deren Rückstände in oder auf Lebensmitteln die 
" zu 1 ä s s i gen Höchst menge n überschreiten" 
(§ 4 b Nr. 3). ergibt sich zur Gewährleistung des Pflan-
zenschutzes mit chemischen Mitteln die in § 5 a Abs. 1 
Nr. 4 (Artikel 1) getroffene Regelung. Danach ist der 
Bundesminister des Innern ermächtigt, im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten, .,soweit dies mit dem Schutz des 
Verbrauchers vereinbar ist", durch Rechtsverordnung für 
die in § 4 b Nr. 3 genannten Pflanzenschutz- usw. Mittel 
H ö c h s t m e n g e n f e s t z u s e t z e n , .. die · in oder 
auf Lebensmitteln beim Inverkehrbringen als Reste noch 
vorhanden sein dürfen, sowie bestimmte Stoffe von der 
Verwendung als Pflanzenschutz- usw. Mittel" auszu-
schließen, .,soweit dies zum Schutze des Verbrauchers 
erforderlich ist_, um einer Beschaffenheit von Lebens-
mitteln vorzubeugen, die geeignet ist, die menschli.che 
Gesundheit zu gefährden". 
Bei Erläuterung des § 4 b Nr. 3 (Fremdstoffverbot) der 
Novelle LMG sind die Folgerungen bereits gekennzeich-
net worden, die sich aus dieser Ermächtigung für den 
Pflanzenschutz ergeben. Sie erstrecken sich in erster Linie 
auf die schwierige Aufgabe der Wissenschaft (Medizin, 
Ph~rmakologie, Toxikologie, Hygiene), in enger Zusam-
menarbeit mit der Phytopathologie (Biologische Bundes-
anstalt für Land- und Forstwirtschaft, Pflanzenschutz-
ämter) die · Höchstmengen (Toleranzwerte in ppm) an 
Rückständen für die im Pflanzenschutz gebräuchlichen 
Wirkstoffe vorzu_schlagen, die in der Rechtsverordnung 
nach § 5 a Abs. 1 Nr. 4 als gesundheitlich duldbar vor-
zuschreiben sind. Solche Vorschläge werden dem Grund-
gedanken des Gesetzes um so eher gerecht, als die Tole-
ranzwerte aus Tierversuchen und anderen wissenschaft-
lichen Erfahrungen unter Voraussetzungen der inlän-
dischen Pflanzenschutzpraxis (klimatische Faktoren ein-
geschlossen) gewonnen sind. 
Schwierigkeit, Aufwendigkeit und Langwierigkeit sol-
cher Versuche, die für die verschiedenen Wirkstoffe an-
zustellen sind, sowie die Forderung, geeignete .Vor· 
schläge für die Verordnung bereits kurzfristig vorzu-
legen, bringen es aber mit sich, daß zunächst, bis zur Er-
mittlung ausreichender eigener Versuchsergebnisse 
unter inländischen Bedingungen, auf ausländische Er-
fahrungen und Toleranzen zurückgegriffen werden muß. 
Hierbei bieten besonders die amerikanischen (Miller 
Bill) und die z.B. von der FAO und der Weltgesund· 
heitsorganisation (WHO) veröffentlichten Werte ande-
rer Länder eine gute Hilfe. Im Hinblick auf n e u e , im 
Zuge der Entwicklung mögliche Pflanzenschutzmittel-
Wirkstoffe, die sich durch geringe bzw. geringere Toxi-
zität für Warmblüter empfehlen und daher im Sinne des 
LMG zu begrüßen sind, kann das Gesetz allerdings zu 
einer Hemmung fortsshrittlicher Entwicklung führen, 
und zwar durch die für ihre Zulassung geforderte vor-
herige Feststellung der duldbaren Höchstmengen und 
deren Unterstellung unter die Bestimmungen des § 5 a 
Abs. 1 Nr. 4. Das kann m. E. aber dadurch vermie-
den werden, daß die pharmakologisch-toxikologische 
Untersuchung neuer aussichtsreicher und harmloserer 
Wirkstoffe in Zusammenarbeit mit den zuständigen wis-
senschaftlichen Instituten und den maßgebenden Ämtern 
in den Vordergrund gestellt wird. · 
Wenn der Gesetzgeber nach § 5 a Abs. 1 Nr. 4 neben 
der Tolerierung von Pflanzenschutzmittelresten auch 
den Aus s c h 1 u ß bestimmter Stoffe von der Verwen-
dung im Pflanzen- und Vorratsschutz gemäß Rechtsver-
ordnung vorgei;;ehen hat, dann ist u. a. an solche Wirk-
stoffe gedacht, die entweder durch andere pflanzen-
schutzlich geeignete und hygienisch günstigere Stoffe 
ersetzbar sind, oder deren Toxizität noch ungenügend 
erforscht ist. Diese Regelung unterstreicht die Notwen-
digkeit, das toxikologische Problem bei Auffindung 
neuer Wirkstoffe unverzüglich in Angriff zu nehmen, um 
günstige Befunde im Verordnungswege rasch zur Aus-
wirkung zu bringen. 
Die Anlauf- und Vorbereitungszeit 
Den Schwierigkeiten, die mit der Ausarbeitung einer 
erstmaligen Toleranzwertliste im Zusammenhang mit 
dem Erlaß der Rechtsverordnung nach § 5 a Abs. 1 Nr. 4 
verbunden sind, trägt die Novelle LMG in Artikel 9 Abs . 1 
Rechnung, damit aber auch der Notwendigkeit, den 
praktischen Pflanzeqschutz nach Erlaß des Gesetzes und 
bis zum Erlaß der Höchstmengenverordnung durch das 
Fremdstoffverbot nach § 4 b Nr. 3 nicht lahmzulegen und 
keine Gefahren für die landwirtschaftliche Erzeugung 
heraufzubeschwören. Nach diesem Artikel 9 tritt das 
in § 4 b Nr. 3 ausgesprochene generelle Fremdstoffver-
bot für Pflanzenschutz- usw. Mittel (bei Uberschreitung 
der zulässigen Höchstmengen) erst e i n J a h r n a c h 
V e r k ü n d u n g des Anderungsgesetzes in Kraft. Bis 
dahin müssen aber die Toleranzwerte feststehen und in 
einer Rechtsverordnung nach § 5 a Abs. 1 Nr. 4 vor-
geschrieben sein. Diese Frist muß also zur Vorbereitung 
dieser Verordnung und zur Aufklärung der land-
wir t s c h a f t 1 ich e n Praxis über ihre Verant-
wortung bei der Anwendung giftiger Pflanzenschutzmit-
tel genutzt werden. 
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Kenntlichmachung des Fremdstoffgehaltes 
In den Diskussionen um den Regierungsentwurf ist 
die Frage der Kenntlichmachung des Gehaltes der Le-
bensmittel an den zugelassenen Fremdstoffen oder an 
ihren Resten (§ 5 a Abs. 2) lange umstritten gewesen. 
Nach der ursprünglichen Fassung des Regierungsent-
wurfs konnte in der Rechtsverordnung nach § 5 
Abs. 1 Nr. 4 vorgeschrieben werden, wie dieser Gehalt 
kenntlich zu machen ist. Bei dieser Kannvorschrift war 
von den Schwierigkeiten ausgegangen worden, die einer 
generellen Kenntlichmachungspflicht, namentlich auf dem 
Pflanzenschutzsektor, entgegenstehen. Diese Schwierig-
keiten sind auch vom Fachministerium wiederholt auf-
gezeigt worden. Dennoch hat sich bei der Abstimmung 
im Bundestagsausschuß für Gesundheitswesen die fol-
gende Fassung des § 5 Abs. 2 durchgesetzt: 
., Der Gehalt der Lebensmittel an den in Rechtsver-
ordnungen nach Abs. 1 Nr. 1 und 3 zugelassenen 
Stoffen oder an Resten der in Abs. 1 Nr. 4 
b e z e i c h n e t e n St o ff e (Pflanzenschutz- usw. 
Mittel!) ist kenntlich zu machen. Die Art der Kennt-
lichmachung wird in diesen Rechtsverordnungen 
geregelt." 
Das „ Wie" der Einhaltung dieser Vorschrift bleibt 
zur Zeit noch offen, wenn man unterstellt, daß die Kennt-
lichmachungspflicht zu dem Zeitpunkt besteht, zu dem 
das Lebensmittel in den Verkehr gebracht wird. Hier 
interessiert uns in erster Linie der Erz e u g er, der 
seine mit Hilfe von Pflanzenschutzmaßnahmen gewon-
nenen Erzeugnisse zum Verkauf bringt oder auch - im 
extremen Fall - verschenkt. Wenn er der Vorschrift 
des § 5 Abs. 2 entsprechen soll, müßte er alle Feld- und 
Gartenfrüchte, die mit Hilfe von chemischen Pflanzen-
schutzmaßnahmen aufgewachsen sind, vor ihrem Inver-
kehrbringen auf etwaige Rückstände von Pflanzenschutz-
mitteln bei einem berufenen Untersuchungsamt unter-
suchen bzw ... testen" lassen, weil er selbst dazu nicht 
in der Lage ist. Das ist aber aus noch anderen Gründen 
völlig unmöglich. Bei einer solchen Auslegung würde 
ein heute unentbehrlicher landwirtschaftlicher Produk-
tions- und Qualitätsfaktor - man denke an die künf-
tigen Auswirkungen des EWG-Vertrages, der auch die 
Intensivierung des Pflanzenschutzes in sich trägt - völ-
lig außer acht gelassen, ohne dabei dem Gesundheits-
schutz einen echten Dienst zu erweisen. 
Diesen Verhältnissen sucht der Gesetzgeber dadurch 
Rechnung zu tragen, daß er folgenden Absatz 3 nach 
dem umstrittenen Absatz 2 im § 5 a anfügt : 
.. Ausnahmen von der Verpflichtung zur Kennt-
lichmachung (Abs. 2) können in den Rechtsverord-
nungen nach Absatz 1 zugelassen werden, wenn 
die Verwendung der fremden Stoffe der a 11 g e -
m e i n e n V e r k e h r s a u f f a s s u n g entspricht 
und der Verbraucher durch die Unterlassung der 
Kenntlichmachung in seiner berechtigten Erwartung 
nicht getäuscht werden kann." 
Im Falle des Pflanzenschutzes ist davon auszugehen, 
daß die Verwendung chemischer Mittel (im Sinne 
des Lebensmittelgesetzes: fremder Stoffe) heute zu 
den Notwendigkeiten der landwirtschaftlichen Pro-
duktion gehört, ohne die eine Ertrags- und Qualitäts-
sicherung nicht mehr gewährleistet werden kann. Auch 
der aufgeklärte Verbraucher kann heute nicht erwarten, 
daß landwirtschaftliche Erzeugung ohne jeglichen Pflan-
zenschutz mit chemischen Mitteln möglich ist. Danach 
entsprechen die chemischen Pflanzenschutzmaßnahmen 
auch der allgemeinen Verkehrsauffassung. Infolgedessen 
wäre die Mehrzahl der Verwendungsarten, d. h. der 
chemischen Pflanzenschutzmaßnahmen, von der Kennt-
lichmachungspflicht auf Grund § 5 a Abs. 3 auszunehmen. 
Um diesem Sachverhalt Rechnung zu tragen, erscheint 
jedoch eine eindeutige Definition im Rahmen des Ge-
setzes notwendig, daß die „allgemeine Verkehrsauffas-
sung" im Falle der Pflanzenschutzmittel in diesem Sinne 
zu verstehen ist. Anscheinend haben unterschiedliche 
Auffassungen gerade in dieser Hinsicht zur Umwand -
lung der Kannvorschrift in eine Muß-
v o r s c h r i f t für die Kenntlichmachung (§ 5 a Abs. 2) 
und zur Ermöglichung der Ausnahmeregelung (§ 5 a 
Abs. 3) geführt. Die vorliegende Fassung des Gesetzes 
bringt die Unsicherheit der Auffassungen zum Aus-
druck und macht eine sachgerechte Klarstellung erfor-
derlich, wenn nicht die Pflicht zur Kenntlichmachung 
praktisch unerfüllbar bleiben soll. 
Einen Ausweg könnte man im letzten Satz des Ab-
satzes 2 § 5 a sehen, welcher den Rechtsverordnungen 
die Regelung der Art und Weise der Kenntlichmachung 
vorbehält. Läßt man sie im allgemeinen Sinne gelten, 
wonach etwa lediglich die Tatsachen der Pflanzenschutz-
mittelbehandlung (zu einer Zeit, zu der das Erzeugnis 
noch nicht Lebensmittel war) und der Berücksichtigung 
der im Hinblick auf die Toleranzgrenzen erlassenen 
Zeit-, Konzentrations- und Dosierungsvorschriften zu 
„deklarieren" wären, dann kommt eine solche Art der 
Kenntlichmachung einer Unterscheidung von Erzeugnis-
sen gleich, die aus Kulturen mit und ohne Pflanzen-
schutzbehandlung stammen. Von dieser Auslegung ist 
bei den Beratungen des Gesetzes bereits gesprochen 
worden. Sie kann jedoch damit nicht als verbindlich 
gelten und wäre auch nicht vertretbar, weil sie den 
Erzeugungsfaktor Pflanzenschutz zum Ubel stempeln 
würde, obgleich der überwiegende Teil aller landwirt-
schaftlichen pflanzlichen Erzeugnisse des In- und Aus-
landes seine Qualität und Marktfähigkeit nicht ohne 
sachkundige pflanzenschutzliche Behandlung erlangen 
kann. 
Die Novelle zum Lebensmittelgesetz wird neben der 
Ernährungsindustrie auch der Landwirtschaft bedeut-
same Pflichten auferlegen. Dabei muß die ausreichende 
Versorgung der Bevölkerung mit einwandfreien Erzeug-
nissen aus Landwirtschaft und Gartenbau gewährleistet 
, bleiben. Um so mehr ist eine sorgfältige Berücksich-
tigung der Erzeugungsbedingungen bei der Festlegung 
von Anforderungen notwendig. Die jetzt vorgeschlagene 
Regelung . der Kenntlichmachung bedarf daher einer 
Uberprüfung, um die Erfüllung der Produktionsaufgabe 
mit Hilfe der unerläßlichen Pflanzenschutzmaßnahmen 
durch die Landwirtschaft zu ermöglichen. Es bleibt ab-
zuwarten, welche Entscheid~ng der Deutsche Bundestag 
treffen wird. Beim Erscheinen dieses den gesamten 
Pflanzenschutz angehenden Beitrages dürfte sie vor-
liegen. 
Herrn Ddrektur Profes,sor Dr. Horst M ü 11 e r , Biologische 
Bundesanstalt, danke :ich für sein~ Unterstützun,g. 
MITTEILUNGEN 
Nachtrag Nr. 7 
zum Pflanzens,chutzmittel-V erzeichnis 
11. Auflage vom März 1958 
G e t r e i d e - U n i v e r s a 1 - B e i z m i t t e 1 (A 1 a 2) 
Abavit-Corbin (mit Hexachlorbenzol) 
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Hersteller- bzw. Vertriebsfirma: Schering AG. , Ber-
lin N 65. 
Anerkennung: gegen Weizen:,teinbrand, Fusarium 
bei Roggen, Streifenkrankheit der Gerste 200 g/ 
· 100 kg, gegen Haferflugbrqnd 300 g/100 kg, ge-
gen Auflaufkrankheiten bei Rüben 600 g/100 kg, 
gleichzeitig zum Schutz gegen Krähenfraß. 
Germisan-Universal-Trockenbeize mit Krähenschutz 
(mit Hexachlorbenzol) 
Hersteller- bzw. Vertriebsfirma: Fahlberg-List 
GmbH., Wolfenbüttel. 
